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Einweggrills sollen auf öffentlichen Flächen in Bremen verboten werden. Einen entsprechenden Antrag der rot-grün-roten Koali-
tion hat die Bürgerschaft heute beschlossen. „Wir werden nicht genügend öffentliche Grillflächen zur Verfügung stellen können, 
damit alle Menschen einen Platz finden, die zu Hause nicht grillen können“, sagte die SPD-Abgeordnete Sascha Aulepp. „Sozial 
verträglich ist es also, dass die Menschen ihre eigenen Grills auf öffentlichem Grund nutzen können – und dazu müssen wir ihnen 
sagen, welche Grills erlaubt sind – eben keine, die im Wortsinn verbrannte Erde hinterlassen.“

Das vergangenen Wochenende gab 
eine erste Ahnung: Der Frühling ist im 
Anmarsch. „Und wir alle hoffen, dass sich 

die Corona-Lage 
zum Frühjahr hin 
entspannt, dass 
zwar immer noch 
Vorsicht und Rück-
sicht geboten sind, 
aber doch möglich 
sein wird, sich im 
Freien mit dem 
nötigen Abstand 
oder im eigenen 
Haushalt nicht nur 
aufzuhalten, son-

dern auch niederzulassen“, sagte Aulepp. 
„Und dann ist es hoffentlich auch wieder 
möglich, gemeinschaftlich zu grillen, auch 
für die, die keinen eigenen Garten haben 
und deshalb ins öffentliche Grün ziehen.“
 
Damit Umwelt und Nachbarn darunter 
nicht litten, dürfe dies aber nicht zu 
Müllbergen führen – und nicht zu tief in 
die Grasnarbe eingebrannten schwarzen 
Flecken, so die Sozialdemokratin weiter. 
Seit einigen Jahren setze sie sich daher 
dafür ein, dass Einweggrills auf öffentli-
chem Grund nicht mehr benutzt werden 
dürfen. „Und ich bin froh, dass die rot-
grün-rote Koalition und der Senat sich 

auf den Weg machen. Wenn Regelungen 
– so wie bisher – unklar sind, hilft es, 
diese Regeln zu präzisieren und ganz klar 
zu sagen, was erlaubt und was verboten 
ist – und genau das tun wir nun“, betonte 
Aulepp. „Klar ist aber auch, dass diese 
Regelungen dann auch um- und durch-
gesetzt werden müssen – und ich gehe 
davon aus, dass Polizei und Ordnungs-
dienst dies auch mit einem gewissen 
pädagogischen Ansatz tun werden.“

> Antrag: „Gesundheit und Umweltschutz 
fördern – Einweggrills aus dem öffentli-
chen Raum verbannen!  
http://bit.ly/verbot-einweggrills
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ANTRAG     ERINNERUNGSKONZEPT KOLONIALISMUS INTENSIVIEREN!
Lüderitzstraße, Dualaweg oder Togo-
platz – dies sind nur drei Beispiele für 
Bremer Straßennamen, die einen klaren 
Kolonialismus-Bezug aufweisen. Auch der 
Bremer Elefant war bis zur Umwidmung  
im Jahr 1989 als ‚Reichskolonialehren-
dekmal‘ konzipiert.Die Fortschreibung 
und Intensivierung des Bremer Erinne-
rungskonzeptes Kolonialismus war heute 
Thema in der Stadtbürgerschaft. Die 
rot-grün-rote Koalition fordert mit ihrem 
Antrag eine breite Intensivierung des 
Konzeptes, angefangen bei der Identifi-
zierung und Umbenennung von Straßen 
mit kolonialem Bezug über die Veranke-
rung des Kolonialismus im Geschichts-
unterricht bis hin zur Verankerung der 
Bereiche Kolonialismus und Rassismus in 
der Lehramtsausbildung.

„Gegenwärtig wird vielerorts darüber 
diskutiert, was zum Beispiel mit Denk-
mälern, Statuen und Straßennamen 
geschehen soll, die unkommentiert 
auf die koloniale Geschichte Bremens 
verweisen“, berichtete Elombo Bolayela, 
kulturpolitischer Sprecher der SPD-Frak-
tion, während der Debatte. Denn Bre-
men sei eine Hochburg des deutschen 
Kolonialismus – „im Dritten Reich trug 
die Hansestadt sogar den Titel ‚Stadt der 
Kolonien‘“, so Bolayela weiter. „Eine aus 
heutiger Sicht fragwürdige Ehre“. 

„Der eigentlich längst überwundene 
Kolonialismus hat viele rassistische Bilder 
produziert, die leider bis heute nach-
wirken. Und es gibt nach wie vor viele 
koloniale Verstrickungen, wie sie auch bei 
uns in Bremen und Bremerhaven immer 
noch sichtbar sind. Wir finden diese in 
Statuen und in Straßennamen“, erklärte 
der Kulturpolitiker. Debatten um Denk-
mäler und Straßennamen habe es in der 

Vergangenheit immer wieder gegeben – 
es sei dabei in Deutschland jedoch meist 
um Antidemokraten, Repräsentaten des 

Militarismus sowie 
Wegbereiter und 
Unterstützer des 
Nationalsozialis-
mus gegangen. 
Dabei habe 
sich gezeigt: 
„Benennungen 
von Straßen und 
Denkmälern sind 
Ehrungen, die mit 
Blick auf heute 

gängige Werte und Normen auch wieder 
entzogen werden können!“

„Die bislang erreichte gute Vernetzung 
und Zusammenarbeit einzelner Instituti-
onen mit Initiativen der Zivilgesellschaft 
zu den Themen Kolonialismus und 
Rassismus in Bremen ist ein Erfolg aller 
Beteiligten, den es unbedingt zu schützen 
gilt“, sagte Bolayela am Ende der Debatte 
und resümierte: „Ein solches Vorgehen 
erfordert naturgemäß mehr Zeit und 
finanzielle Möglichkeiten für eine erfolg-
reiche Verankerung in der bremischen 
Gesellschaft.“ Elombo Bolayela

DEBATTE     WOHNEIGENTUM UND STADTENTWICKLUNGSKONZEPT
Im Rahmen einer von der FDP einge-
reichten Aktuellen Stunde debattierte 
die Stadtbürgerschaft heute über einen 
Stadtentwicklungsplan und die Stärkung 
des Wohneigentums. 

Die Position des sozialdemokratischen 
Sprechers für Bau und Wohnen, Falk Wag-

ner, ist klar: „Bre-
men ist hierbei auf 
einem guten Weg, 
jedoch müssen wir 
die Auswirkungen 
der Corona-Pan-
demie auf den 
Wohnungsmarkt 
evaluieren“. Ins-
besondere junge 
Familien müsse 
man dabei genau 

im Blick behalten. „Die SPD-Fraktion wird 
diesen Austausch gerne führen!“, kündigte 
Wagner an.

Denn die Auswirkungen der Pandemie 
seien für niemanden abschätzbar und 
noch nicht in das im Dezember 2020 von 
der Bürgerschaft beschlossene Stadtent-
wicklungskonzept mit eingeflossen. Klar 
sei jedoch: Ein Lastenausgleich nach dem 
Ende der Pandemie sei durchaus denkbar. 
„Wir müssen diejenigen beteiligen“, so der 
baupolitische Sprecher, „die als ‚Gewin-
ner‘ aus der Krise herausgehen!“

Arno Gottschalk, finanzpolitischer Spre-
cher der SPD-Bürgerschaftsfraktion, sieht 
eine weitere Hürde für Familien, wenn 
es um Wohneigentum geht. „Baufinan-
zierungen sind für viele ein Abenteuer, 

und diejenigen, die scheitern, haben in 
den letzten Jahren horrende Beträge an 
Banken zahlen müssen.“ Denn das finan-
zielle Risiko beim Scheitern eines Bauspar-
vertrages läge zu hundert Prozent bei den 
Kund*innen. Banken, so Gottschalk, seien 
in Deutschland komplett abgesichert – 
„das ist einzigartig in Europa“.

„Bremen“, regte 
Gottschalk zum 
Schluss der De-
batte an, „kann es 
schaffen, Struktu-
ren zu bilden, um 
die Risiken für die 
Verbraucher*in-
nen zu senken.“

Falk Wagner Arno Gottschalk
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